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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali  

Die WLK nimmt Stellung zum Verordnungspaket zur durch das Parlament im März 2021 angenommenen parlamentarischen Initiative 19.475. 

Wir stellen fest, dass bestimmte in die Vernehmlassung gegebene Vorschläge über die neuen Bestimmungen hinausgehen, die vom Parlament in den 

Bundesgesetzen über die Landwirtschaft, den Gewässerschutz und Chemikalien eingeführt wurden. Vorschläge, die im Rahmen dieser Vernehmlassung 

ausgearbeitet wurden, gehen auf andere Beweggründe zurück als diejenigen, die das Parlament zur Annahme der parlamentarischen Initiative 19.475 

veranlasst hat. Wir weisen diese zurück. Gegebenenfalls sollen sie in die künftige Vernehmlassung über die Verordnungen der Agrarpolitik AP22+, die das 

Parlament vorübergehend sistiert hat, einfliessen,  

Die im aktuellen Verordnungspaket vorgeschlagenen Massnahmen führen zu einer Erhöhung der Produktionskosten für Agrar-KMU. Diese Kosten sollten 

mit einer gerechten Vergütung verbunden sein. Wir missbilligen das Prinzip, die aktuellen Beiträge zu senken, um neue künftige Anforderungen zu finanzie-

ren. Damit wird der einen Hand genommen, was mit der anderen gegeben wird. Keine sozio-professionelle Vereinigung würde hinnehmen, dass ihr die 

öffentliche Hand mehr Leistungen für dieselbe Vergütung abverlangt. Folglich ist es angebracht, die Kosten dieser neuen gemeinwirtschaftlichen Leistun-

gen, die vom landwirtschaftlichen Berufsstand erwartet werden, zu beziffern und zusätzliche Finanzmittel bereitzustellen, die für die Kostendeckung dieser 

Leistungen erforderlich sind. 

Die administrative Vereinfachung ist eine Konstante, die in den amtlichen Dokumenten des Bundes zwar fortlaufend wiederholt, aber selten praktisch umge-

setzt wird. Dieses Verordnungspaket stellt keine Ausnahme von dieser Regel dar: Die neuen Massnahmen führen zu vielfachen Komplikationen, die die 

Agrarpolitik des Bundes für die Landwirte immer untragbarer machen, ihre Umsetzung durch die einschlägigen Stellen immer weiter erschweren und für 

unsere Bürgerinnen und Bürger, die diese Politik mit öffentlichen Mitteln finanzieren, immer unverständlicher machen. Die vorgeschlagenen Massnahmen 

müssen gemäss ihrer Komplexität sortiert werden, damit sich die Irrungen und Wirrungen der Agrarpolitik nicht noch weiter verstärken. 

Unsere Stellungnahme gründet auf dem Standpunkt des Schweizer Bauernverbands (SBV). Um unsere Stellungnahme zu vereinfachen, haben wir diese 

auf alle Aspekte beschränkt, die sich von den Aspekten in der Stellungnahme des SBV unterscheiden. Im Übrigen schliessen wir uns dem Standpunkt des 

SBV an und verweisen Sie hierauf. 
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BR 01 Direktzahlungsverordnung / Ordonnance sur les paiements directs / Ordinanza sui pagamenti diretti (910.13) 

Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali:  

Die WLK unterstützt das Prinzip, die Produktionssystemsbeiträge auszubauen. Gleichwohl wünscht sie, dass diese neue Massnahme nur eingeführt wird, 

wenn sie glaubhaft ist und mit Blick auf die Verringerung von Risiken, die mit dem Einsatz von Pestiziden oder dem Verlust von Nährstoffen verbunden sind, 

greifbare Ergebnisse hervorbringt. Im selben Atemzug ist für die Massnahmen, die von der aktuell sistierten AP22+ abgeleitet wurden und nicht unmittelbar 

in Zusammenhang mit den Zielen der parlamentarischen Initiative 19.475 in Zusammenhang stehen, in diesem Verordnungspaket kein Platz.  

 

 

Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Art. 2, Bst. e, Ziffer 8 

Direktzahlungsarten 

8. Beitrag für die längere Nutzungsdauer von Kühen 

 

Wir widersetzen uns der Einführung eines Beitrags für die 

längere Nutzungsdauer von Kühen. Wir halten dies für eine 

wenig glaubhafte Massnahme, die nicht mit der parlamenta-

rischen Initiative 19.475 in Zusammenhang steht und insbe-

sondere schlussendlich kontraproduktiv ist (Erhöhung des 

Bedarfs an Antibiotika, Aufgabe bestimmter Almen, usw.). 

Art. 14a 

Anteil an Biodiversitätsförder-

flächen auf Ackerfläche 

 

1 Betriebe mit mehr als 3 Hektaren offener Ackerfläche in 

der Tal- und Hügelzone müssen zur Erfüllung des erforder-

lichen Anteils an Biodiversitätsförderflächen nach Artikel 14 

Absatz 1 mindestens 3,5 Prozent der Ackerfläche in diesen 

Zonen als Biodiversitätsförderflächen ausweisen. 

2 Als Biodiversitätsförderflächen anrechenbar sind Flächen 

nach den Artikeln 55 Absatz 1 Buchstaben h–k und q sowie 

71b Absatz 1 Buchstabe a, die die Voraussetzungen nach 

Artikel 14 Absatz 2 Buchstaben a und b erfüllen. 

3 Höchstens die Hälfte des erforderlichen Anteils an Bio-
diversitätsförderflächen darf durch die Anrechnung von Ge-
treide in weiter Reihe (Art. 55 Abs. 1 Bst. Q) erfüllt werden. 
Zur Erfüllung des erforderlichen Anteils an Biodiversitätsför-
derflächen nach Artikel 14 Absatz 1 ist nur diese Fläche an-
rechenbar 

Die Ziele im Bereich der Biodiversität sind zwar löblich, ste-

hen aber nicht in Zusammenhang mit den vom Parlament im 

Rahmen der parlamentarischen Initiative 19.475 angenom-

menen Zielen. Eine etwaige Änderung der Vorgaben, die die 

Biodiversitätsförderflächen betreffen, muss in die künftige 

Agrarpolitik und nicht in dieses Verordnungspaket einflies-

sen. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Art. 18, Abs. 6 

Gezielte Auswahl und Anwen-

dung der Pflanzenschutzmittel 

 

6 Die zuständigen kantonalen Fachstellen können Sonder-

bewilligungen nach Anhang 1 Ziffer 6.3 erteilen für: 

a. die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit 

Wirkstoffen nach Anhang 1 Ziffer 6.1, sofern kein 

Ersatz durch Wirkstoffe mit tieferem Risikopotenzial 

möglich ist; 

b. Massnahmen, die nach Anhang 1 Ziffer 6.2 ausge-

schlossen sind 

 

Diese Massnahme führt zur Erhöhung des Verwaltungsauf-

wands und der Abhängigkeit der Landwirte. Sie verringert ih-

rer Reaktions- und Anpassungsfähigkeit. Es ist zu befürch-

ten, dass kein Ansprechpartner für die Ausstellung von Be-

willigungen an Wochenenden und Feiertagen verfügbar sei 

(z.B. am Osterwochenende). Im Rahmen der Debatte über 

Erosion bekräftigt das BLW, dass die Landwirte in der Ver-

antwortung stehen, doch diese Massnahme bewirkt genau 

das Gegenteil. 

Art. 22, Abs. 2, Bst. d 

Überbetriebliche Erfüllung des 

ÖLN 

2 Soll die Vereinbarung nur Teile des ÖLN beinhalten, so 

können folgende Elemente des ÖLN überbetrieblich erfüllt 

werden: 

… 
d. Anteil an Biodiversitätsförderflächen auf Ackerflächen 
nach Artikel 14a. 

Angesichts unserer Ablehnung von Artikel 14 a darf Buch-

stabe d nicht zu Artikel 22 Absatz 2 hinzugefügt werden. 

Art. 36, Abs. 1bis 

Bemessungsperiode und Er-

hebung der massgebenden 

Tierbestände 

1bis Für die Bestimmung der Anzahl der geschlachteten 

Kühe mit ihrer Anzahl Abkalbungen nach Artikel 77 ist die 

Bemessungsperiode der drei Kalenderjahre vor dem Bei-

tragsjahr massgebend. 

Wir widersetzen uns der Einführung eines Beitrags für die 

längere Nutzungsdauer von Kühen. Wir halten dies für eine 

wenig glaubhafte Massnahme, die nicht mit der parlamenta-

rischen Initiative 19.475 in Zusammenhang steht und insbe-

sondere schlussendlich kontraproduktiv ist (Erhöhung des 

Bedarfs an Antibiotika, Aufgabe bestimmter Almen, usw.). 

Folglich wird der neue Absatz unwirksam. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Art. 37, Abs. 7 und 8 

Bestimmung der Tierbestände 

7 Die geschlachteten Kühe und ihre Abkalbungen nach Arti-

kel 77 werden dem Betrieb angerechnet, auf dem sie vor 

der Schlachtung zum letzten Mal gekalbt haben. Ist die 

letzte Abkalbung auf einem Sömmerungs- oder Gemein-

schaftsweidebetrieb erfolgt, so wird die Kuh dem Betrieb 

angerechnet, auf dem sie vor der letzten Abkalbung ihren 

Aufenthalt hatte. 

8 Die Verendung einer Kuh wird als Schlachtung gezählt. 

Eine Totgeburt wird als Abkalbung gezählt; nicht als Abkal-

bung gezählt wird eine Totgeburt, wenn es die letzte Geburt 

vor der Schlachtung ist. 

Gleiche Bemerkung wie zu Art. 36 Absatz 1bis. 

Art. 65, Abs. 3, Bst. b 

Produktionssystembeiträge 

3 Als Beiträge für besonders tierfreundliche Produktionsfor-

men werden ausgerichtet: 

a. die folgenden Tierwohlbeiträge: 

1.Beitrag für besonders tierfreundliche Stallhaltungs-

systeme (BTS- Beitrag), 

2.Beitrag für regelmässigen Auslauf im Freien (RAUS-

Beitrag), 

3.Beitrag für besonders hohen Auslauf- und Weidean-

teil für die Tierkategorien der Rindergattung und Was-

serbüffel (Weidebeitrag); 

b. der Beitrag für die längere Nutzungsdauer von Kühen. 

Wir widersetzen uns der Einführung eines Beitrags für die 

längere Nutzungsdauer von Kühen. Wir halten dies für eine 

wenig glaubhafte Massnahme, die nicht mit der parlamenta-

rischen Initiative 19.475 in Zusammenhang steht und insbe-

sondere schlussendlich kontraproduktiv ist (Erhöhung des 

Bedarfs an Antibiotika, Aufgabe bestimmter Almen, usw.). 

Gliederungstitel nach Art. 67 3. Abschnitt: Beiträge für den Verzicht auf Pflanzenschutz-
mittel extensive Produktionsformen 

Der Begriff «Verzicht auf Pflanzenschutzmittel» führt zu Ver-
wirrung mit Blick auf die Massnahme «Verzicht auf Herbizide 
im Ackerbau». 

Der Begriff «Verzicht auf Pflanzenschutzmittel» ist unange-
messen, da es sich bei Herbiziden um Pflanzenschutzmittel 
handelt, deren Anwendung im Rahmen der Massnahme 
«Verzicht auf Pflanzenschutzmittel» nicht verboten ist. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Art. 68, Abs. 2, Bst. e 

Beiträge für den Verzicht auf 
Pflanzenschutzmittel exten-
sive Produktionsformen 

2 Kein Beitrag wird ausgerichtet für: 

a. Flächen mit Mais; 

b. Getreide siliert; 

c. Spezialkulturen; 

d. Biodiversitätsförderflächen; 

e. Kulturen, für die nach Artikel 18 Absätze 1–5 Insekti-

zide und Fungizide nicht angewendet werden dürfen. 
 

Artikel 18 betrifft alle Kulturen. Folglich werden bei dem vor-

geschlagenen Wortlaut alle Kulturen ausgeschlossen! Da je-

doch Fungizide und Insektizide im Rahmen des «Beitrags für 

den Verzicht auf Pflanzenschutzmittel» ohnehin verboten 

sind, besteht keine Veranlassung, Kulturen in Zusammen-

hang mit diesem Artikel 18 auszuschliessen. 

Art. 68, Abs. 4, Bst. b und d 

Beiträge für den Verzicht auf 

Pflanzenschutzmittel exten-

sive Produktionsformen 

4 In Abweichung von Absatz 3 sind erlaubt: 

a. die Saatgutbeizung und der Einsatz von Produkten mit 

der Bemerkung «Stoff mit geringem Risiko»; 

b.im Rapsanbau: der Einsatz von Insektiziden basierend 

auf Kaolin zur Bekämpfung des Rapsglanzkäfers die in 

der Verordnung über die biologische Landwirtschaft 

zugelassenen Pflanzenschutzmittel; 

c.im Kartoffelbau: der Einsatz von Fungiziden; 

d.im Anbau von Pflanzkartoffeln: der Einsatz von Paraf-

finöl 

 

Die Anwendung von Produkten, die in der biologischen 
Landwirtschaft zugelassen sind, sollte keine Probleme verur-
sachen, zumal diese auch für Dauerkulturen zugelassen sind 
(Artikel 70 Absatz 2 und Artikel 71 Absatz 1). 

Hinzu kommt, dass fortwährend nach neuen Produkten ge-
sucht wird. Wird beispielsweise eines Tages herausgefun-
den, dass Alpen-Ampfer für die Bekämpfung von Glanzkä-
fern eingesetzt werden kann, kann dieser nicht im Rahmen 
von Extenso verwendet werden, da die Verordnung zu prä-
zise formuliert ist und nur Kaolin zulässt! 

Aus diesem Grund ist unter Buchstabe b eine allgemeine 

Ausnahmeregelung einzufügen, wonach die Berücksichti-

gung des Fortschritts der Forschung in dieser Verordnung 

ermöglicht wird. 

Mit unserem Wortlaut wird der Buchstabe d überflüssig. 

Art. 68, Abs. 6 

Beiträge für den Verzicht auf 

Pflanzenschutzmittel exten-

sive Produktionsformen 

6 Für Futterweizen wird der Beitrag ausgerichtet, wenn die 

angebaute Weizensorte in der Liste der für Futterweizen 

empfohlenen Sorten von Agroscope und Swiss Granum 

oder in der Zusatzliste der unter Suisse Garantie ver-

marktbaren Sorten von Swiss Granum aufgeführt ist. 

Diese Liste enthält die Sorten, die derzeit das Anmeldever-

fahren durchlaufen, sowie die anderen Sorten gemäss der 

Zusatzliste, die jährlich von Swiss Granum festgelegt wird. 

Diese ist neutraler und kann schneller angepasst werden als 

die Liste der empfohlenen Sorten. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Art. 71a, Abs. 3 

Beitrag für den Verzicht/Teil-

verzicht auf Herbizide im 

Ackerbau und in Spezialkultu-

ren 

3 Für die Hauptkulturen nach Absatz 1 Buchstaben a und c, 
ausgenommen Zuckerrüben, ist die Anforderung nach Ab-
satz 2 von der Ernte der Vorkultur bis zur Ernte der zu Bei-
trägen berechtigenden Hauptkultur auf dem Betrieb ge-
samthaft zu erfüllen. Für Zuckerrüben ist die Anforderung 
nach Absatz 2 ab dem 4-Blatt-Stadium bis zu Ernte der zu 
Beiträgen berechtigenden Hauptkultur zwischen den Rei-
hen auf dem Betrieb gesamthaft zu erfüllen. 
 

Wenn die Anmeldung aller Parzellen der Hauptkultur obliga-

torisch und ein Ansatz pro Parzelle verboten ist, befürchtet 

die WLK, dass die Messlatte zu hoch angesetzt wird. Die 

Teilnahme der Produzenten wird somit gering bleiben. Folg-

lich wünschen wir uns die Möglichkeit, Parzellen differenzie-

ren zu können. 

Art. 71a, Abs. 6 

Beitrag für den Verzicht/Teil-

verzicht auf Herbizide im 

Ackerbau und in Spezialkultu-

ren 

6 In Reben- und Obstanlagen sind gezielte Behandlungen 

um den Stock beziehungsweise den Stamm zwischen den 

Reihen zulässig. 
Unter dem Stock wird nur Blattherbizid auf einer Breite 
von maximal 50 cm eingesetzt. 

Es sollte derselbe Wortlaut wie für die aktuelle Massnahme 

behalten werden, da die vorgeschlagene Massnahme (um 

den Stock bzw. den Stamm) restriktiver ist und die Mechani-

sierung verhindert. 

Art. 71a, Abs. 7, Bst. d (neu) 

Beitrag für den Verzicht/Teil-

verzicht auf Herbizide im 

Ackerbau und in Spezialkultu-

ren 

7 Kein Beitrag nach Absatz 1 Buchstaben b und c wird aus-

gerichtet : 

a. für Biodiversitätsförderflächen nach Artikel 55, mit Aus-

nahme von Getreide in weiter Reihe; 

b. für Nützlingsstreifen auf offener Ackerfläche nach Arti-

kel 71b Absatz 1 Buchstabe a; 

c. für den Anbau von Pilzen. 

d. für Flächen, für die der Beitrag für biologische 

Landwirtschaft nach Artikel 66 ausgerichtet wird. 

Gemäss der Verordnung über die biologische Landwirtschaft 

erfüllen biologische Betriebe automatisch die Voraussetzun-

gen des Beitrags für den Verzicht auf Herbizide. Die Anfor-

derungen der Verordnung über die biologische Landwirt-

schaft werden bereits durch den Beitrag für die biologische 

Landwirtschaft ausgerichtet. 

Art. 71b, Abs. 2 

Abschnitt: Beitrag für die funk-
tionale Biodiversität in Form 
eines Beitrags für Nützlings-
streifen 

2 Die Nützlingsstreifen müssen vor dem 15. Mai gesät wer-

den. Sie müssen vor der Vernichtung mindestens 100 

Tage an Ort und Stelle bleiben. Es dürfen nur Saatmi-

schungen verwendet werden, die vom BLW bewilligt wur-

den. 

Es muss eine Mindestdauer eingeführt werden, so wie dies 

aktuell bereits der Fall ist. Bei einer Dauer von 100 Tagen 

haben die Landwirte die Möglichkeit, eine Herbstkultur auf 

der gesamten Parzelle auszusäen, ohne durch Nützlings-

streifen für jährliche Nützlinge behindert zu werden. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Art. 71g 

Beitrag für die reduzierte Pro-
teinzufuhr zur Fütterung rau-
futterverzehrender Nutztiere  

Der Beitrag für die reduzierte Proteinzufuhr zur Fütterung 

raufutterverzehrender Nutztiere wird pro Hektare Grünflä-

che ausgerichtet sowie abgestuft nach dem Rohproteinge-

halt der zugeführten betriebsfremden Futtermittel und nach: 

a. Grünflächen für Milchkühe, Milchschafe und Milchzie-

gen; 
b. Grünflächen für andere raufutterverzehrende Nutztiere. 

Verzicht auf die Artikel 71g, 71h, 71i und 71j und Beibehal-

tung des aktuellen Beitrags für die graslandbasierte Milch- 

und Fleischproduktion. 

Der Begriff «graslandbasierte Milch- und Fleischproduktion» 

ist für den Konsumenten verständlicher: Er weiss, was er un-

terstützt. Folglich sollte der GMF-Beitrag beibehalten werden 

mit Korrektur der aktuellen Lücken: die Begrenzung des 

Maisanteils in den Rationen muss aufgehoben (gegebe-

nenfalls aufgeweicht) und die Einfuhr von Raufutter verbo-

ten werden.  

Im aktuellen GMF-Programm wird insbesondere die Teil-

nahme von Milchkuhbetrieben in der Ebene verhindert, weil 

der Maisanteil bei der Ration eingeschränkt ist. Gleichzeitig 

Art. 71h 

Voraussetzungen 

 

1 Der Beitrag wird ausgerichtet, wenn der Anteil Rohprotein 

in der Trockensubstanz der zugeführten betriebsfremden 

Futtermittel für die Fütterung der raufutterverzehrenden 

Nutztiere folgende maximalen Anteile nicht überschreitet: 

a. Stufe 1: 18 Prozent; 

b. Stufe 2: 12 Prozent. 
2 Er wird nur ausgerichtet, wenn auf dem Betrieb pro Hek-

tare Grünfläche ein Mindestbestand von 0,20 GVE an rau-

futterverzehrenden Nutztieren gehalten wird. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Art. 71i 

Betriebsfremde Futtermittel 

 

1 Zugeführt werden dürfen folgende betriebsfremde Futter-

mittel: 

a.in Stufe 1: Gras und grüne Getreidepflanzen frisch, si-

liert oder getrocknet, unabhängig von ihrem Anteil Roh-

protein in Trockensubstanz; 

b.in den Stufen 1 und 2: 

1.Getreidekörner ganz, gequetscht, gemahlen oder 

in Flocken, unabhängig von ihrem Anteil Rohprotein 

in der Trockensubstanz, sofern keine anderen Kom-

ponenten zugemischt sind; 

2.Milchpulver für Kälber, Lämmer und Zicklein. 

 
2 Nicht als betriebsfremd gelten Futtermittel und Rohpro-

dukte: 

a. die auf dem Betrieb produziert und ausserhalb des Be-

triebs verarbeitet wurden; 

b. die als Futtermittel oder als Nebenprodukte aus der 

Lebensmittelverarbeitung auf den Betrieb zurückgeführt 

werden; und 

c. denen keine Komponenten zugemischt sind, die nicht 

vom Betrieb stammen; die Zumischung von Mineralsal-

zen, Spurenelementen und Vitaminen ist erlaubt. 

d. die beim Weiden der Tiere auf einer nicht zum Betrieb 

gehörenden Grünfläche aufgenommen werden. 

 

wird mit dem GMF-Programm ein falscher Anreiz gesetzt, 

um fehlendes Grünfutter durch Einfuhren zu ersetzen. 

Art. 71j 

Dokumentation der zugeführ-

ten Futtermittel 

Für jedes zugeführte Futtermittel sind der Zeitpunkt der Zu-
fuhr, die Bezeichnung, die Menge und die Herkunft festzu-
halten. Bei Futtermischungen und Kraftfutter ist zusätzlich 
der Rohproteingehalt je kg Trockensubstanz festzuhalten. 
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Artikel, Ziffer (Anhang)  

Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 

Proposition 

Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Art. 71x (neu) Beitrag für den Einsatz von Hofdünger und Recycling-
dünger zur Reduzierung von handelsüblichen Mineral-
düngern 

Im Text der parlamentarischen Initiative wird ausdrücklich 

die Förderung von Hofdünger gefordert, was jedoch in keiner 

in die Vernehmlassung gegebenen Massnahme ausdrücklich 

der Fall ist. Die Konkretisierung eines solchen Beitrags pro 

Hektar ist zu nuancieren.  

Art. 77, Abs. 1 

Beitrag für die längere Nut-

zungsdauer von Kühen 

 

1 Der Beitrag für die längere Nutzungsdauer von Kühen 

wird pro GVE ausgerichtet für die auf dem Betrieb gehalte-

nen Kühe und abgestuft nach der durchschnittlichen Anzahl 

Abkalbungen der geschlachteten Kühe des Betriebes. 

Abgesehen davon, dass dieses Programm für die längere 

Nutzungsdauer bei der Erreichung der Ziele der parlamenta-

rischen Initiative 19.475 keinerlei Nutzen bringt, ist es mit ei-

nem ausgeprägten Mitnahmeeffekt verbunden und könnte 

sogar kontraproduktiv sein. 

Ein längeres Generationsintervall führt dazu, dass die Fort-

schritte der Zucht verringert werden und die Zahl der Söm-

merungstiere abnimmt. 

Ein höheres Durchschnittsalter könnte auch mit einer erhöh-

ten Verschreibung von Antibiotika einhergehen. 

Es ist auch sehr wichtig, die öffentliche Unterstützung für die 

Landwirtschaft zu rechtfertigen: In diesem Kontext erscheint 

uns diese Massnahme ungewöhnlich. 

Art. 77, Abs. 2 

Beitrag für die längere Nut-

zungsdauer von Kühen 

 

2 Der Beitrag wird ausgerichtet ab durchschnittlich: 

a. drei Abkalbungen pro Milchkuh der geschlachteten 

Milchkühe in den vorangehenden drei Kalenderjahren  

b. vier Abkalbungen pro andere Kuh der geschlachteten 

anderen Kühe in den vorangehenden drei Kalenderjah-

ren. 
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Article, chiffre (annexe) 

Articolo, numero (allegato) 

Antrag 
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Richiesta 

Begründung / Bemerkung 

Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Verordnung von 31. Oktober 
2018 über die Koordination 
der Kontrollen auf Landwirt-
schaftsbetrieben  

 Die Erstellung zahlreicher neuer Programme führt dazu, 

dass die Anpassung des Verordnungspakets der parlamen-

tarischen Initiative eine Vielzahl von Kontrollen nach sich 

zieht. 

Ziel ist, Kontrollen nach Massgabe der Risiken durchzufüh-

ren. Dank ihrer Erfahrung besitzt die Kontrollstelle gute Vo-

raussetzungen, um einzuschätzen,  

- welche Betriebe die Anforderungen aller Wahr-

scheinlichkeit nach nicht erfüllen  

- und folglich zu kontrollieren sind. 

Im Rahmen der Einführung der neuen Massnahmen sollte 

die erste Kontrolle als Beratung fungieren. Sie sollte nicht 

sofort zu einer Strafe führen, wenn die Verfehlung dem un-

zureichenden Verständnis einer Massnahme geschuldet ist. 

Anhang 1, Ziffer 6.1a.1, Bst. b 6.1a.1 Die für den Pflanzenschutz eingesetzten zapfwellen-
angetriebenen oder selbstfahrenden Geräte mit einem Be-
hälter von mehr als 400 Liter Inhalt müssen ausgerüstet 
sein mit: 

a. einem Spülwassertank; und 

b. einer automatischen Spritzeninnenreinigung. 

Die automatischen Reinigungssysteme bieten gegenüber 

manuellen Systemen keinen wesentlichen Vorteil, sofern 

Letztere ordnungsgemäss eingesetzt werden. Wir halten es 

für besser, die Ausbildung der Landwirte zu fördern, statt zu-

sätzliche Kosten aufzubürden. 

Anhang 1, Ziffer 6.2.3, Bst. b 

(Raps) 

6.2.3 Bei folgenden Kulturen dürfen nach Erreichen der 
Schadschwelle gegen folgende Schaderreger Insektizide 
eingesetzt werden, die folgende Wirkstoffe enthalten: 

… 

b. Raps : Rapsglanzkäfer, Rapsstängelrüssler, Erdflöhe: 
sämtliche zugelassenen Wirkstoffe, mit Ausnahme der 
Wirkstoffe nach Ziffer 6.1.1 
 

Auf Basis der Erfahrung der letzten Jahre verlangen wir, 

dass auch der Stängelrüssler und der Erdfloh betroffen sind. 
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Justification / Remarques 

Motivazione / Osservazioni 

Anhang 6, Bst. c, Ziffer 2.1, 

Bst. a 

Tiere der Rindergattung und Wasserbüffel 
2.1 Den Tieren ist wie folgt Auslauf zu gewähren: 

a. vom 1. Mai bis zum 31. Oktober: an mindestens 26 13 
Tagen pro Monat auf einer Weide; 
b. vom 1. November bis zum 30. April an mindestens 13 
Tagen pro Monat auf einer Auslauffläche oder einer 
Weide. 

 

Je nach den Bedingungen ist die Massnahme in ihrer vorge-

schlagenen Form nicht anwendbar, beispielsweise in einer 

Dürrephase. Wir unterstützen eine Mindestzahl von 13 Wei-

degängen pro Monat im gesamten Jahr, um den Verlust von 

Ammoniak zu begrenzen. 

Anhang 7, Ziffer 2.1.1 Der Basisbeitrag beträgt 600 900 Franken pro Hektare und 

Jahr. 

Gemäss unseren allgemeinen Bemerkungen verlangen wir, 

dass diese neuen gemeinwirtschaftlichen Anforderungen mit 

zusätzlichen Finanzmitteln einhergehen. 

Die Neuaufteilung der Direktzahlungen auf die verschiede-

nen erwarteten Leistungen darf nur das letzte Mittel darstel-

len. 

Die Verringerung des Basisbeitrags muss sich auf das be-

schränken, was je nach den Kosten der einzelnen neuen 

Massnahmen unbedingt erforderlich ist. Wir halten es für 

verfrüht, für den Basisbeitrag eine Verringerung von 300.- 

CHF pro Hektar vorzusehen. Entsprechend sind auch die 

Beträge unter Ziffer 2.2.1 anzupassen. 


